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Basel, 23. April

Jetzt ist klar geworden, dass kein dritter Weg durch
die Mitte in den Elysée-Palast führt. François
Bayrou, der sein ganzes Prestige und die Existenz

seiner Partei UDF auf
die Frustration der
Franzosen über die

traditionellen Linken und Rechten gewettet hat, ist
der grosse Verlierer. Da er die oppositionelle
Linke und die regierende Rechte gleichermassen
für Frankreichs Krise verantwortlich machte,
gleichzeitig aber mit beiden in einer grossen Ko-
alition regieren wollte, sitzt er zwischen Stuhl
und Bank. Gibt er eine Wahlempfehlung für Nico-
las Sarkozy oder für Ségolène Royal ab, verliert
er seine Glaubwürdigkeit vollends.

Madrid, 23. April

Nicolas Sarkozy wird neuer französischer Präsi-
dent, wenn er die Wähler des Zentrums für sich
gewinnt. Das Resultat des ersten Wahlgangs be-

deutet für ihn einen
glatten Erfolg. Sarkozy
hat die Erwartungen

übertroffen und geht mit einem klaren Vorteil in
die Stichwahl gegen Ségolène Royal. Er erzielte
in der ersten Runde einen Vorsprung von über
fünf Prozentpunkten. Diese Distanz wird die
Sozialistin in zwei Wochen kaum aufholen
können.

P R E S S E S T I M M E N

Royal und Sarkozy
sind in der Stichwahl

Mailand, 23. April

Das wird ein leidenschaftliches Kopf-an-Kopf-
Rennen geben. Der Napoleon der Rechten und

die sozialisti-
sche Zapa-

tera sind sehr unterschiedliche Persönlichkeiten,
die nicht dasselbe Frankreich im Kopf haben.
Sie sind beide rund 50 Jahre alt, und es ist ihre
erste Kandidatur. Sie stehen für eine Erneue-
rung der politischen Klasse und für eine neue Art,
Politik zu machen.

Warschau, 23. April

Über ein Drittel der Wahlberechtigten wussten
bis zum letzten Augenblick nicht, wen sie wäh-

len sollten. Dadurch
wurde es umso leichter,
die erste Wahlrunde in ei-

nen Schönheitswettbewerb zu verwandeln. Die
Form war wichtiger als der Inhalt. In Frankreich
wird bei Präsidentschaftswahlen noch immer
eine Person gewählt, nicht ein Programm.

Zürich, 23. April

Royal hat deutlich mehr Französinnen und Fran-
zosen hinter sich geschart, als man ihr selbst im

eigenen Lager
zugetraut
hätte. Der

Sozialistin sind in der Stichwahl die Stimmen
der fünf Kandidaten der extremen Linken sicher.
Sarkozy ist weiterhin klarer Favorit, doch wenn
Royal es schafft, die Anti-Sarkozy-Front geschlos-
sen hinter sich zu bringen, hat sie durchaus
noch Chancen, erste Präsidentin Frankreichs zu
werden.

Uno-Staaten, die ein verfassungsrechtlich veran-
kertes Parlament besitzen, offen stehen. Die Ab-
geordneten würden zunächst aus der Mitte der
Parlamente der beteiligten Länder gewählt; spä-
ter wären auch direkte Wahlen denkbar. Die Zahl
der Abgeordneten für jedes Land hätte sich an
den jeweiligen Bevölkerungszahlen, mit Ober-
und Untergrenzen, zu orientieren. Die maximale
Gesamtzahl dürfte zwischen 700 und 900 Mit-
gliedern liegen.

Andreas Bummel, der KDUN-Vorsitzende, be-
tont, dass es heute für die Bürger kaum Möglich-
keiten gibt, auf internationale Themen Einfluss
zu nehmen. Ein Uno-Parlament böte direkte An-
sprechpartner. Gleichzeitig könnten die Abge-
ordneten komplexe Sachfragen einfach vermit-
teln und Verständnis dafür wecken, dass die Lö-
sung globaler Probleme internationale Zusam-
menarbeit erfordert.

Die Abgeordneten im Uno-Parlament würden
sich nicht entlang ihrer staatlichen Herkunft, son-
dern nach programmatischen Kriterien organisie-
ren – ähnlich wie heute in den Parlamenten der EU
oder des Europarats. Daraus entstünden verän-
derte Koalitionen und damit ein frischer Wind, der
eine neue Dynamik in die Uno bringen könnte. Das
Uno-Parlament wäre insofern nicht der Endpunkt
einer Uno-Reform, sondern würde zum heute feh-
lenden Motor einer grundlegenden Umgestaltung
der Weltorganisation im 21. Jahrhundert.

www.uno-komitee.de

* Beat Habegger ist Mitarbeiter der Forschungs-
stelle für Sicherheitspolitik der ETH Zürich. Er ist
Autor des Buchs «Parlamentarismus in der inter-
nationalen Politik: Europarat, OSZE und Interpar-
lamentarische Union» (Baden-Baden, 2005).

Mitwirkung stecke das Bestreben, «normative
Vorgaben für die Demokratisierung der sich ent-
wickelnden ‹Global Governance› zu entwerfen»,
wie Rechtsprofessor Christian Walter aus dem
deutschen Münster schreibt. Aussenpolitik ist
weiterhin primär Regierungssache, die Ent-
scheide wirken sich aber innenpolitisch immer
stärker aus. Deshalb versuchen die Parlamenta-
rier, ihren drohenden Einflussverlust durch
grenzüberschreitende Zusammenarbeit aufzu-
fangen. Zudem lassen sich Demokratiedefizite
von internationalen Organisationen mindern,
wenn diese einer parlamentarischen Aufsicht un-
terstellt sind.

Bürgerinnen und Bürger kämen zu Wort

Ein Uno-Parlament würde die internationalen
Beziehungen insofern umgestalten, als dass fortan
Stimmen zu Wort kämen, die primär den Bürge-
rinnen und Bürgern, nicht den Regierungen und
Staaten, verpflichtet sind. Diese direkte Verbin-
dung zur Bevölkerung führt ins Zentrum der Idee
eines Uno-Parlaments: Die Welt wird als Gemein-
schaft erkannt, die mehr ist als eine Ansammlung
von Staaten; und die Menschen dürfen sich als
Weltbürger verstehen, die zur Lösung globaler
Probleme beitragen, ohne auf die Vermittlung
durch eine Regierung angewiesen zu sein.

Das KDUN schlägt zwei Varianten des Uno-
Parlaments vor: Entweder könnte es als beraten-
des, halb autonomes Nebenorgan der Uno-Gene-
ralversammlung etabliert werden; oder die Inter-
parlamentarische Union, ein weltweiter Zusam-
menschluss nationaler Parlamente, lässt sich mit-
tels eines besonderen Abkommens näher an die
Uno anbinden. Die Mitgliedschaft müsste allen

den. Entsprechende Empfehlungen sind 2005
auch in den Uno-Reformbericht eingeflossen.
Zudem haben zahlreiche Parlamente mehr parla-
mentarische Mitwirkung verlangt. So fassten
etwa der Deutsche Bundestag, das Europäische
Parlament oder die Parlamentarische Versamm-
lung des Europarats diesbezügliche Beschlüsse.
2005 haben sich auch 108 Schweizer Parlaments-
mitglieder in einem offenen Brief an Uno-Gene-
ralsekretär Kofi Annan dafür ausgesprochen.

Mit der Forderung nach einem Uno-Parlament
betritt das KDUN somit nicht Neuland, zumal die
Idee eines «Weltparlaments» eine lange Tradi-
tion aufweist. Einen Höhepunkt erreichte sie
Ende des 19. Jahrhunderts, als die bürgerliche
Friedensbewegung die Geheimdiplomatie und
Kabinettspolitik vieler Regierungen für den an-
haltenden Militarismus und Imperialismus in
Europa verantwortlich machte. Vielerorts kamen
Parlamentarier zur Überzeugung, dass die Vor-
rechte der Regierungen in der Aussenpolitik zu
beschneiden und die Interessen der Bürger auch
auf internationaler Ebene durch gewählte Parla-
mentarier zu vertreten seien.

Ein neues Verständnis von globaler Politik

Auch wenn sich seither vieles geändert hat,
sind die Leitgedanken dieselben geblieben. Der
Appell des KDUN zielt zwar auf die Schaffung
einer neuen Institution; letztlich geht es jedoch
um ein verändertes Verständnis von globaler Po-
litik. Denn praktisch alle Lebensbereiche haben
sich durch den rasanten technologischen Fort-
schritt und die Globalisierung fundamental ge-
wandelt – nur die politischen Systeme nicht.

Hinter dem Trend zu mehr parlamentarischer

Die Uno soll demokratischer werden.
Heute Dienstag startet in Vancouver
in Kanada eine weltweite Kampagne
zur Gründung eines Uno-Parlaments.

Von Beat Habegger*

D
ie Uno braucht mehr Bürgernähe. Das
findet das Komitee für eine demokra-
tische Uno (KDUN), eine deutsche
Nichtregierungsorganisation, die im

Februar 2004 von Andreas Bummel, dem heuti-
gen Vorsitzenden, gegründet wurde. Die KDUN
möchte die Bevölkerungen stärker in die interna-
tionalen Entscheidungsprozesse einbeziehen und
dadurch die Demokratie revitalisieren.

Deshalb lanciert das KDUN eine weltweite
Kampagne zur Gründung eines Parlaments der
Vereinten Nationen. Mehrere Hundert Parla-
mentarier und weitere Persönlichkeiten wie der
frühere Uno-Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali aus Ägypten, die Britin Anita Roddick,
Gründerin von The Body Shop, oder der Schwei-
zer Nobelpreisträger Kurt Wüthrich haben einen
entsprechenden Appell unterzeichnet.

Ein Blick auf die Uno-Reformdebatte der letz-
ten Jahre zeigt, dass es sich keineswegs um ein ab-
wegiges oder illusorisches Anliegen handelt.
Wenn es um die Rolle der Zivilgesellschaft geht,
stehen zwar meistens die Nichtregierungsorgani-
sationen oder die Privatwirtschaft im Zentrum.
Weniger bekannt ist, dass die Uno seit längerem
auch eine verstärkte Integration von Parlamenta-
riern anstrebt.

Bereits Boutros-Ghali wollte als Generalsekre-
tär (1992–96) die Parlamentarier besser einbin-
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Der Botschafter der russischen Milliarden
Zweiter Weltkrieg», er wurde Botschafter in Ber-
lin. In Deutschland verknüpfte er seine Aufgabe
als diskreter Diplomat derart eng mit seinem Hang
zur öffentlichen Selbstinszenierung, dass er bald
als «Botschafter Lustig» in die Medien einging. Er
nahm launig-laut den «Aachener Orden wider den
tierischen Ernst» entgegen, trat in der TV-Show
«Wetten, dass . . .» auf und machte sich und seine
Frau Shawne Fielding zum scheinbar unentbehr-
lichen Teil des Berliner Jetsets.

Der Rest ist eine wüste Mediengeschichte. Im
Frühling 2002 kolportierte der «SonntagsBlick»,
Borer sei im Botschaftsgebäude von Nacktmodell
Djamila Rowe besucht worden, die Kolportage
fegte wie ein Wüstensturm durch Zeitungen, Ra-
dio und Fernsehen, der Botschafter musste unter
dem Druck der Öffentlichkeit und des damaligen
Aussenministers Joseph Deiss (CVP) zurücktre-
ten. In der Öffentlichkeit stand Borer in der Tat –
deutlich mehr als eine Viertelstunde.

Siehe Berichte Seite 13, 25

Bellerive zeigte und dass Argentinien Anfang
Juni in Basel gegen die Schweiz Fussball spielt.
Wekselberg hat sich die Rechte für die Auftritte
der argentinischen Fussballnationalmannschaft
gekauft.

FDP-Mitglied Borer profitiert von einem um-
fassenden Beziehungsnetz. Zu seinen Bekannten
gehören Nationalrat Peter Spuhler (SVP) und Ex-
Nationalrat Peter Weigelt (FDP), Ex-Bundes-
kanzler Gerhard Schröder (SPD) und Ex-Frakti-
onschef Friedrich Merz (CDU). Das Netz hilft
Borer auch in seiner privaten Beratungsfirma
Bromwell & Son und bei der Callcenter-Firma
Cyberline, in deren Verwaltungsrat er sitzt. Doch
wie gesagt: Borer betont, eigentlich sei er un-
wichtig und arbeite im Hintergrund.

Das war nicht immer so: In den Neunzigerjah-
ren hatte der gebürtige Solothurner und promo-
vierte Jurist im Eidgenössischen Departement des
Äusseren Karriere gemacht: Er wurde Botschafter
in Washington, er leitete die Taskforce «Schweiz –

Im Hintergrund also arbeitet Thomas Borer
bei der Renova, konkret als vollamtlicher Ver-
waltungsrat und Berater in strategischen Fragen.
Er beurteilt mögliche Investitionen, führt Vorge-
spräche mit Personen aus Wirtschaft und Politik,
macht Wekselberg mit ebendiesen Personen be-
kannt. Borer: «Ich werde für meine Beziehungen,
Ideen und Kenntnisse bezahlt.» Türöffner,
Lobbyist, Networker – je nach Standpunkt kann

man seine Aufgaben auch so umschreiben.
Wenn der 49-Jährige am Telefon spricht,

unterbricht er das Gespräch auffallend re-
gelmässig mit einem kurzen Lachen und
dem Hinweis, wie unwichtig er in der Re-
nova-Gruppe sei. Man kann offen lassen,
ob Borer das ernst meint oder ob er damit

kokettiert. In Tat und Wahrheit sorgte er
dafür, dass Wekselberg beim Oerlikon-

Konzern einstieg, dass der Milliardär
seine Fabergé-Eier-Samm-

lung im Zürcher Museum

Von Lukas Häuptli

Z
um Schluss zitiert er Andy Warhol
und das Bonmot, jeder Mensch werde
einmal eine Viertelstunde lang be-
rühmt sein. «Ich», fügt Thomas Borer

dem Zitierten bei, «habe meine Viertelstunde ge-
habt.» Genug sei er in der Öffentlichkeit gewe-
sen, mehr als genug. Jetzt arbeitet er im Hin-
tergrund, wie er es nennt, in einem un-
scheinbaren Büro am Zürcher Bleicher-
weg. Sein Arbeitgeber ist die Renova, die
Firmengruppe des russischen Oligar-
chen Wiktor Wekselberg, die weltweit
mehr als 100 000 Angestellte beschäftigt,
die Firmenbeteiligungen im Wert von
mehr als 10 Milliarden Franken hält – und
die seit letztem Freitag ein Drittel des
Winterthurer Traditionsunter-
nehmens Sulzer besitzt.
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